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Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete,

zum oben genannten Gesetzentwurf der Landesregierung bat der Thüringer
Landtag den Rechnungshof um Äußerung. Der Rechnungshof bedankt sich
für die Beteiligung und äußert sich wie foigt:

Zu § 8 Administration und Schränken

§ 8 benennt Vorgaben auch für private Auftragnehmer, die insbesondere jeg-
lichen unberechtigten Zugriff auf Daten oder deren unberechtigte Weiter-
gäbe unterbinden sollen. Wir weisen darauf hin, dass die zuständigen Steilen
der Gerichte und Staatsanwaltschaften wie auch der zentrale Dienstleister
der Landesverwaltung dazu angehaiteh werden sollten, diese gesetzliche
Regelung durch verträgliche Bestimmungen gegenüber privaten Dienstleis"
tern weiter zu untersetzen. Insbesondere sollten Vertragsstrafen als inhaite
von Verträgen und Vereinbarungen mit privaten Auftragnehmern und Ver-
tragspartnern vorgesehen werden,

Zu § 9 Errichtung und Zuständiakeiten der iT-Kontrollkommisslon

§ 9 Abs. 4 und Abs. 6 Satz 3 des Gesetzentwurfs umfassen bestehende
Vereinbarungen, die die IT-Kontrollkommission prüfen und begnstanden
kann. Hier sollte eine ergänzende Regelung geprüft werden, nach der die IT-
KontroilkommEssEon bereits vor Abschluss entsprechender Vereinbarungen
zu hören wäre. Dies gäbe ihr die IVlöglichkeit, präventiv tätig zu werden.
ZweckmäßEgerweEse wäre eine Regelung in § 9 Abs. 4 des Gesetzentwurfs
erwägenswert: :
„Die IT-Kontrolikommlssion ist vor dem Abschluss von Vereinbarungen nach
§ 4 Abs, 2 und § 5 Abs. 3 anzuhören; ihr ist Gelegenheit zur Stellungnahme
zu geben."
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Im Übrigen begrüßt der Rechnungshof die Ansätze des Gesetzentwurfs,

Mit freundlichen Grüßen
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